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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Verkehr, Post- und Fernmeldewesen 

(23. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über das Internationale 
Übereinkommen zur Verhütung der Verschmutzung der See 

durch öl, 1954 

— Drucksache 2715 — 

A. Bericht des Abgeordneten Schulze-Pellengahr 


Der Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes über das Internationale Übereinkommen 
zur Verhütung der Verschmutzung der See durch 
öl, 1954 — Drucksache 2715 — wurde in der 
160. Sitzung des Deutschen Bundestages vom 30. Mai 
1961 federführend an den Ausschuß für Verkehr, 
Post- und Fernmeldewesen und mitberatend an den 
Rechtsausschuß überwiesen. 

Der mitberatende Ausschuß hat am 15. Juni 1961 
mitgeteilt, daß er gegen die in Artikel 6 enthaltenen 
Strafandrohungen in der Fassung der Stellung- 
nahme des Bundesrates und der Gegenäußerung der 
Bundesregierung zu Absatz 2 keine rechtlichen Be- 
denken erhebe. 

Der Ausschuß für Verkehr, Post- und Fernmelde- 
wesen hat den Entwurf unter Berücksichtigung der 
Empfehlung des Rechtsausschusses in seiner 
112. Sitzung vom 15. Juni 1961 eingehend beraten. 
Er stellte fest, daß die Bundesrepublik Deutschland 
das Internationale Übereinkommen zur Verhütung 
der Verschmutzung der See durch öl, 1954, auf 
Grund des Gesetzes vom 21. März 1956 (Bundes- 
gesetzbl. II S. 379) ratifiziert hat. Artikel 6 des ge- 
nannten Gesetzes sieht für zwei Tatbestände Geld- 
strafe vor, und zwar 

1 . für Verstöße gegen die Reinhaltungsvorschrif- 
ten des Übereinkommens, 


2. für Verstöße der Reeder oder Ausrüster gegen 
Verordnungen über die technische Beschaffenheit 
der in Artikel VII des Übereinkommens vorgesehe- 
nen Einrichtungen an Bord, die eine Verschmutzung 
der See durch öl oder ölhaltige Abwässer verhin- 
dern sollen. 

Die Gesetzesvorlage der Bundesregierung be- 
zweckt für jeden der beiden Fälle eine Änderung. 
Bei den unter Nr. 1 genannten Verstößen soll künf- 
tig derselbe höhere Strafrahmen gelten, wie er für 
die Verschmutzung von Binnengewässern in § 38 
des Wasserhaushaltsgesetzes und § 38 des Gesetzes 
über die Reinhaltung von Bundeswaserstraßen vor- 
gesehen ist. Mit dieser Angleichung entspricht die 
Bundesregierung einer in Artikel VI des Überein- 
kommens übernommenen Verpflichtung. 

Der unter Nr. 2 genannte Tatbestand wird, einem 
Bedürfnis der Praxis folgend, e>rweitert. Der Reeder 
oder Ausrüster soll nicht nur dann strafbar sein, 
wenn er besondere im Verordnungswege erlassene 
technische Vorschriften über die erwähnten Bord- 
einrichtungen außer acht läßt, sondern auch dann, 
wenn er überhaupt keinp der in Artikel VII des 
Übereinkommens vorgesehenen Vorkehrungen 
trifft, also weder einen Ölwasserseparator noch eine 
Anlage, die das Eindringen von öl in die Bilgen 
verhindert, einbauen läßt. 


Bonn, den 20. Juni 1961 


Schulze-Pellengahr 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 2715 — in der aus 
der Anlage ersichtlichen Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 15. Juni 1961 


Der Ausschuß für Verkehr, Post- 
und Fernmeldewesen 

Br. Bleiß Schulze-Pellengahr 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Beschlüsse des 23. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes über das Internationale Überein- 
kommen zur Verhütung der Verschmutzung der See durch 

Öl, 1954 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen; 


§ 1 

Artikel 6 des Gesetzes über das Internationale 
Übereinkommen zur Verhütung der Verschmutzung 
der See durch öl, 1954, vom 21. März 1956 (Bundes- 
gesetzbl. II S, 379) erhält folgende Fassung: 


„Artikel 6 

(1) Mit Gefängnis bis zu zwei Jahren und mit 
Geldstrafe oder einer dieser Strafen wird bestraft, 
wer vorsätzlich gegen die Reinhaltungsvorschriften 
des Artikels III Abs. 1 und 2 des Übereinkommens 
verstößt. 

(2) Mit Gefängnis bis zu sechs Monaten oder mit 
Geldstrafe wird bestraft, wer fahrlässig eine der in 
Absatz 1 bezei ebneten Taten begeht. 

(3) Mit Geldstrafe wird bestraft, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig als Reeder oder Ausrüster gegen die 
Vorschriften des Artikels VII des Übereinkommens 
oder einer auf Grund des Artikels 3 Nr. 2 oder 3 
dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnung ver- 
stößt. 

(4) Mit Geldstrafe bis eintausend Deutsche Mark 
wird bestraft, wer als Schiffsführer vorsätzlich oder 
fahrlässig die vorgeschriebenen Eintragungen in das 
Öltagebuch unterläßt oder wahrheitswidrige Ein- 
tragungen macht." 


§ 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch lim Land Berlin. 

§ 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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